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	VON DER STEMPELSTEUERPFLICHT NICHT BEFREITE ANTRAGSTELLENDE: Hier eine Stempelmarke zu 16,00 € anbringen
	
	 

	(Für digital signierte Anträge füllen Sie bitte die folgende Erklärung aus)
Der/Die Unterzeichnete erklärt, die Stempelsteuer in Höhe von 16.00 € durch elektronische Stempelmarke mit der folgenden Kennnummer bezahlt zu haben  
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


Datum ____/____/________.
Die elektronische Stempelmarke muss gemäß den gesetzlichen Bestimmungen aufbewahrt und bei Kontrollen vorgelegt werden.
	
	An das
Amt für europäische Integration und humanitäre Hilfe
Abteilung III – Sprachminderheiten, europäische Integration und Friedensgerichte


	
	
	

	VON DER STEMPELSTEUERPFLICHT BEFREITE ANTRAGSTELLENDE: Den Grund der Befreiung von der Stempelsteuerpflicht angeben.
 Im Einheitsregister RUNTS eingetragene Körperschaft des Dritten Sektors (Art. 82 Abs. 5 des GvD vom 3. Juli 2017, Nr. 117)
 Sportverbände, Sportförderungseinrichtungen, Amateursportvereine ((ASD und SSD) (Art. 27-bis, Anlage B des DPR Nr. 642/1972)
 Sonstiges: (Bezugsbestimmungen angeben)

………………………………………………………………….
	
	 per zertifizierte E-Mail oder E-Mail übermittelt an: europa@pec.regione.taa.it 

 zugesandt / persönlich abgegeben beim Amtsgebäude der Region in Trient (Via Gazzoletti 2) oder Bozen (Universitätsplatz 3)



Beitragsgesuch für Initiativen, Projekte und Tätigkeiten 
(mit DPReg. vom 14. November 2024, Nr. 19 genehmigte Verordnung)
	 europäische Integration
	 besonderer regionaler Belang


(Zutreffendes ankreuzen)

JAHR      
(Durchführungsjahr einsetzen)
======================================================
Der/Die unterzeichnete _______________________________. geboren am _______________ in ____________, Steuer-Nr. _______________________________,
gesetzlicher Vertreter / gesetzliche Vertreterin der Körperschaft /des Vereins____________________
_________________________________________
Steuer-Nr. ______________________ MwSt.-Nr. ______________________________
mit Rechtssitz in _________________ Provinz _________ Straße/Platz __________________
(bei Rechtssitz außerhalb des Gebiets der Region: mit Außenstelle in _______________________
Provinz _________ Straße/Platz ____________________________) Telefon ________________
E-Mail __________________________ zertifizierte E-Mail: __________________________
Telefonnummer des gesetzlichen Vertreters /der gesetzlichen Vertreterin _____________________
Bankverbindung der Körperschaft / des Vereins: IBAN ____________________________________
Bank______________________________ mit Sitz in ______________________________

	Rechtsnatur der Körperschaft / des Vereins (Art. 5 Abs. 1 der Verordnung)

	 Verein
 Komitee
	 Genossenschaft
öffentliche Körperschaft
	 Verband
 Stiftung
	 Sportverein
 Sonstiges
 ______________

	Im RUNTS eingetragen	  ja	 nein



ersucht um Beitrag für die folgende Tätigkeit/Initiative bzw. für das folgende Projekt:  

	TITEL
	ORT
	ZEITRAUM DER 
DURCHFÜHRUNG

	
	
	

	(offizielle Bezeichnung)
	(Gemeinde und Provinz)
	(Anfangs- und Enddatum)



Er/Sie ERSUCHT um einen Vorschuss in Höhe von 60 % des gewährten Beitrags	   ja	 nein

Der/Die Unterzeichnete:

· erklärt, in die mit DPReg. vom 14. November 2024, Nr. 19 i.d.g.F. erlassene Verordnung (nachstehend: „Verordnung”) und in den gemäß Art. 7 der Verordnung jährlich genehmigten Beschluss der Regionalregierung betreffend die programmatischen Prioritäten, die Kriterien und die damit zusammenhängenden Bestimmungen Einsicht genommen zu haben;       
· erklärt, dass die antragstellende Körperschaft / der antragstellende Verein ihre/seine Tätigkeit seit mindestens zwei Jahren im Gebiet der Region ausübt (bzw. seit mindestens sechs Monaten im Falle von Komitees, die eigens zur Durchführung von in der Satzung oder Gründungsurkunde genau festgelegten Initiativen, Projekten und Tätigkeiten eingesetzt werden);  
· erklärt, dass die Körperschaft / der Verein kein offensichtliches wirtschaftliches, finanzielles oder Kapitalungleichgewicht – wie im Beschluss laut Art. 7 Abs. 1 der Verordnung definiert – aufweist;
· verpflichtet sich, ihre/seine Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen – sofern diese angestellt sind – ordnungsgemäß beim INPS/NISF und INAIL anzumelden und die Pflichtbeiträge für Vorsorge-, Fürsorge- und Sozialversicherung einzuzahlen;   
· verpflichtet sich, gemäß Art. 9 Abs. 3 der Verordnung die Dienstleistungserbringer und Wirtschaftsteilnehmer unter Beachtung der Grundsätze der Effizienz, der Wirksamkeit und der Wirtschaftlichkeit nach dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis zu bestimmen;
· erklärt sich einverstanden, dass jede Mitteilung in Bezug auf dieses Gesuch an sein/ihr E-Mail-Postfach (oder falls angegeben an sein/ihr zertifiziertes E-Mail-Postfach) gesandt wird, und verpflichtet sich, dieses regelmäßig zu kontrollieren;    
· erklärt, in die auf der offiziellen Website der Region veröffentliche Information über die Verarbeitung personenbezogener Daten laut Art. 13 und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 Einsicht genommen zu haben, und erteilt seine/ihre Einwilligung zur Verarbeitung seiner/ihrer personenbezogenen Daten;
· erklärt, alle Verpflichtungen zum Schutz personenbezogener Daten in Bezug auf die in diesem Gesuch genannten Daten Dritter erfüllt zu haben;
· erklärt schließlich, sich der strafrechtlichen Folgen im Falle von Falscherklärungen laut Art. 76 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445 i.d.g.F sowie der Tatsache bewusst zu sein, dass die Vorteile, die sich aus einer aufgrund wahrheitswidriger Erklärungen erlassenen Maßnahme ergeben, gemäß Art. 75 des erwähnten DPR aberkannt werden.


Die Kontaktperson für dieses Gesuch ist Herr/Frau __________________________________________________
Telefonnummer ______________________________ E-Mail ______________________________________

ZUR BEARBEITUNG DES GESUCHS WERDEN FOLGENDE UNTERLAGEN BEIGELEGT  
	A) Bericht mit detaillierter Beschreibung der von der Körperschaft bzw. dem Verein im Vorjahr oder – im Falle eines neuen Antragstellers – in den zwei Vorjahren durchgeführten Tätigkeit (1) (2)

	B) Bericht mit detaillierter Beschreibung der Initiative, des Projekts oder der Tätigkeit, für die bzw. für das der Beitrag beantragt wird

	C) Finanzierungsplan, einschließlich der voraussichtlichen Ausgaben und Einnahmen

	D) Erklärung über die Absetzbarkeit der MwSt. und den 4%-IRES-Einbehalt (Art. 28 des DPR vom 29.9.1973, Nr. 600)

	E) Einfache Kopie der Gründungsurkunde und der geltenden Satzung der Körperschaft bzw. des Vereins, wenn diese nicht bereits mit einem vorherigen Gesuch vorgelegt wurden oder in einem offiziellen telematischen Register (RUNTS, Unternehmensregister usw.) einsehbar sind (1)

	F) Letzte genehmigte Abschlussrechnung der Körperschaft bzw. des Vereins mit entsprechender Genehmigungsniederschrift (1) (2)

	G) Kopie des Erkennungsausweises des gesetzlichen Vertreters / der gesetzlichen Vertreterin


(1) Die ÖFFENTLICHEN KÖRPERSCHAFTEN sind nicht verpflichtet, die Unterlagen laut Buchst. A), E) und F) einzureichen.
(2) Die KOMITEES, die eigens zur Durchführung von in der Satzung oder Gründungsurkunde genau festgelegten Initiativen, Projekten und Tätigkeiten eingesetzt wurden, sind nicht verpflichtet, die Unterlagen laut Buchst. A) und F) einzureichen.   

	DATUM

_________________
	DER GESETZLICHE VERTRETER / DIE GESETZLICHE VERTRETERIN

____________________________


Im Sinne des Art. 38 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445 wurde diese Erklärung
 in Anwesenheit des zuständigen Beamten / der zuständigen Beamtin unterzeichnet. 
 unterzeichnet und zusammen mit einer nicht beglaubigten Fotokopie eines gültigen Erkennungsausweises der unterzeichnenden Person eingereicht/zugesandt. 
 digital signiert. 


Anlage A

BERICHT MIT DETAILLIERTER BESCHREIBUNG DER VON DER KÖRPERSCHAFT BZW. DEM VEREIN IM VORJAHR ODER – IM FALLE EINES NEUEN ANTRAGSTELLERS – IN DEN ZWEI VORJAHREN DURCHGEFÜHRTEN TÄTIGKEIT
(HÖCHSTENS EIN DIN-A4-BLATT UMFASSEND)
	




Anlage B

BERICHT MIT DETAILLIERTER BESCHREIBUNG DER INITIATIVE, DES PROJEKTS ODER DER TÄTIGKEIT, FÜR DIE BZW. FÜR DAS DER BEITRAG BEANTRAGT WIRD 
Der Bericht soll kurz sein (höchstens 3 DIN-A4-Blätter) und die folgenden Punkte enthalten, die zur Bewertung herangezogen werden:  
	Beschreibung, einschließlich Orten und Zeiträumen der Durchführung

	





	Zielgruppe/Empfänger

	





	Umfang der Initiative, Beteiligungsgrad der Bevölkerung der Region an der Initiative, Zusammenarbeit zwischen mehreren Körperschaften und Vereinen

	




	Einfluss auf den regionalen Kontext: nachhaltige Auswirkungen auf das soziale Gefüge

	




	Übereinstimmung mit den jährlich von der Regionalregierung festgelegten programmatischen Prioritäten

	





	Eventuelle zusätzliche Informationen

	






Anlage C

FINANZIERUNGSPLAN

	AUSGABEN

	ALLE nachstehenden Ausgaben müssen in direktem Zusammenhang mit der Durchführung der Initiative, des Projekts oder der Tätigkeit stehen. Die nicht zugelassenen Ausgabenposten sind im Art. 10 Abs. 6 und 7 der Verordnung festgelegt.



	Beschreibung der Ausgabe
	Betrag
	Dem Amt vorbehalten

	Vollständig anerkannte Ausgabenposten Detaillierte Angabe der einzelnen Ausgaben

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	Vom Amt berechnete Zwischensumme
	€




	Teilweise anerkannte Ausgabenposten*

	Ordentliche Betriebsausgaben (Art. 10 Abs. 3) Detaillierte Angabe der einzelnen Ausgaben 
	
	

	
	€
	€

	
	€
	€

	
	€
	€

	
	€
	€

	Arbeitsleistungen von Mitarbeitern und/oder Mitgliedern des Verwaltungsorgans (Art. 10 Abs. 5) Detaillierte Angabe der einzelnen Ausgaben
	
	

	
	€
	€

	
	€
	€

	
	€
	€

	
	€
	€

	Ehrenamtlich geleistete Tätigkeit laut Art. 11 Den Betrag von 20,00 Euro mit der Anzahl der geleisteten Stunden multiplizieren
	
	

	
	€
	€

	* Für die Anerkennung dieser Ausgabenposten sind in der Verordnung Grenzen vorgesehen. Es sind die tatsächlich bestrittenen Beträge anzugeben, die eventuelle Kürzung wird vom Amt vorgenommen.  




	GESAMTBETRAG Ausgaben
	€
	€






	EINNAHMEN

	Es sind die direkt mit der Durchführung der Initiative, des Projektes oder der Tätigkeit verbundenen Dritteinnahmen anzugeben. 




	Einnahmequellen
	Betrag
	Dem Amt vorbehalten

	Bei anderen öffentlichen Körperschaften beantragte Beiträge Körperschaften und Ämter angeben 

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	Sonstige Einnahmen

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	

	
	€
	



	GESAMTBETRAG Einnahmen
	€
	




	FEHLBETRAG (wird vom Amt berechnet)
	€



Der unterzeichnete gesetzliche Vertreter / Die unterzeichnete gesetzliche Vertreterin ist sich der strafrechtlichen Folgen im Falle von Falscherklärungen laut Art. 76 des DPR vom 28. Dezember 2000, Nr. 445 i.d.g.F sowie der Tatsache bewusst, dass die Vorteile, die sich aus einer aufgrund wahrheitswidriger Erklärungen erlassenen Maßnahme ergeben, gemäß Art. 75 des erwähnten DPR aberkannt werden.
 


	DATUM
_________________
	DER GESETZLICHE VERTRETER / DIE GESETZLICHE VERTRETERIN
____________________________




Anlage D

ERKLÄRUNG ÜBER DIE ABSETZBARKEIT DER MWST. UND DEN 4%-IRES-EINBEHALT (ART. 28 DES DPR VOM 29.9.1973, NR. 600).

Der/Die unterzeichnete ……………………………………………….…... 

e r k l ä r t

in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter / in ihrer Eigenschaft als gesetzliche Vertreterin
des Vereins / der Körperschaft ………………………………………………………….…………….......................
Steuer-Nr. …………....…………….…….…………......... MwSt.-Nr.………………………………..
mit Sitz in………………………………………………………. Straße …….........................……………………………….. 

und in dem Bewusstsein, dass Falscherklärungen im Sinne des Art. 76 des DPR Nr. 445/2000 strafrechtliche Folgen nach sich ziehen und dass die Regionalverwaltung – auch stichprobenweise – Kontrollen der abgegebenen Erklärungen durchführen wird,

	1) dass zwecks Anwendung des Steuereinbehalts in Höhe von 4 % laut Art. 28 Abs. 2 des DPR vom 29. September 1973, Nr. 600 der mit dem Gesuch, dem diese Erklärung beigelegt wird, beantragte Beitrag 
· dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitragsempfänger ist eine gewerbliche Körperschaft 
· dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitragsempfänger übt zwar nicht ausschließlich oder hauptsächlich gewerbliche Tätigkeiten aus, verwendet den Beitrag aber zur Senkung der Betriebskosten oder zur Deckung von Betriebsfehlbeträgen, zu denen Einnahmen aus gewerblichen Tätigkeiten beitragen
· nicht dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitrag ist ausschließlich zur Deckung von Ausgaben oder Fehlbeträgen bestimmt, zu deren Entstehung ausschließlich Einnahmen institutionellen Charakters beitragen1
· nicht dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitragsempfänger ist eine gemeinnützige Organisation ohne Gewinnabsicht – ONLUS (im Landesverzeichnis der ehrenamtlichen Organisationen eingetragene Organisation, Sozialgenossenschaft usw. laut Art. 10 des GvD Nr. 460/97)2
· nicht dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitrag ist ausschließlich für die Deckung der Kosten für den Besuch oder die Durchführung von Fortbildungskursen gemäß Art. 8 Abs. 34 des Gesetzes Nr. 67/1988 bestimmt
· nicht dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitrag ist für den Erwerb von instrumentalen Gütern gemäß Art. 28 Abs. 2 des DPR Nr. 600/1973 bestimmt
· nicht dem Steuereinbehalt unterliegt
Der Beitrag unterliegt kraft einer ausdrücklichen Befreiung im Sinne des Gesetzes ………..nicht dem Steuereinbehalt3




	2) dass die Mehrwertsteuer in Bezug auf die Ausgabenbelege

· vollständig ABSETZBAR ist

  	NICHT ABSETZBAR ist
1. Die durchgeführte Tätigkeit ist nicht mehrwertsteuerpflichtig
a) Die durchgeführte Tätigkeit ist gemäß Art. 10 des DPR Nr. 633/72 nicht mehrwertsteuerpflichtig 
b) Die MwSt. wird gemäß Gesetz Nr. 66/92 und Nr. 398/91 entrichtet
c) Sonstiges (genau angeben)...................................................……………...................................
 	TEILWEISE ABSETZBAR ist
Es werden sowohl mehrwertsteuerpflichtige als auch nicht mehrwertsteuerpflichtige Tätigkeiten durchgeführt.
Prozentsatz der Absetzung angeben (Art. 19 Abs. 5 des DPR Nr. 633/72):……….




1 Art. 143 Abs. 1 des DPR vom 22.12.1986, Nr. 917
2 Art. 16 des GvD Nr. 460/97
3 Bezugsbestimmung angeben

Der/Die Unterzeichnete erklärt ferner, dass er/sie sich der Pflicht bewusst ist, eventuelle Änderungen am Inhalt dieser Erklärung, insbesondere jene laut Art. 149 des DPR vom 22.12.1986; Nr. 917 (in Bezug auf den Verlust des Status einer nichtgewerblichen Körperschaft) . unverzüglich mitzuteilen.

	DATUM
_________________
	DER GESETZLICHE VERTRETER / DIE GESETZLICHE VERTRETERIN
____________________________
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